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Dienstunfallfürsorge in Deutschland 

Die Unfallfürsorge für Beamte, zu denen grundsätzlich auch Polizisten und Feuerwehrleute gehö
ren, ist in Deutschland Teil des Versorgungsrechts und entspricht von ihrer Funktion der gesetz
lichen Unfallversicherung der Arbeitnehmer (Siebtes Buch Sozialgesetzbuch1), von der Beamte 
nicht erfasst werden.  

Die Versorgung der Beamten ist in Deutschland ein eigenständiges soziales Sicherungssystem 
und ein in sich geschlossenes Regelwerk. Prägender Grundsatz der Versorgung von Beamten ist 
das Alimentationsprinzip, das sich aus Art. 33 Abs. 5 Grundgesetz (GG)2 ableitet. Danach ver
pflichtet sich der Beamte, sich mit ganzer Kraft für den Dienst einzusetzen. Als Ausgleich dazu 
wird er von seinem Dienstherrn versorgt. 

Die gesetzliche Grundlage für die Versorgung der Beamten und die Versorgung ihrer Hinterblie
benen bildet das Gesetz über die Versorgung der Beamten und Richter des Bundes (Beamtenver
sorgungsgesetz – BeamtVG).3 Nach § 1 BeamtVG regelt das Beamtenversorgungsgesetz die Versor
gung der Bundesbeamten. Die Versorgungsansprüche der Beamten der Länder sind durch eigene 
Ländergesetze geregelt.  

In § 2 BeamtVG sind die verschiedenen Arten der Versorgung festgelegt. Wird ein Beamter durch 
einen Dienstunfall verletzt, wird ihm und seinen Hinterbliebenen Unfallfürsorge nach den Vor
schriften §§ 30 bis 46 BeamtVG gewährt. Die Unfallfürsorge umfasst je nach Einzelfall die Erstat
tung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen, Heilverfahren, Unfallausgleich, 

 

1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung – (SGB VII), abrufbar unter: https://www.ge
setze-im-internet.de/sgb_7/, zuletzt abgerufen am: 31. März 2025.  

2 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG), abrufbar unter: https://www.gesetze-im-internet.de/eng
lisch_gg/index.html, zuletzt abgerufen am 31. März 2025. 

3 Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG), abrufbar unter: https://www.gesetze-im-internet.de/beamtvg/, zuletzt 
abgerufen am 31. März 2025.  

Wissenschaftliche Dienste 

Fachbereich WD 6 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_7/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_7/
https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_gg/index.html
https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_gg/index.html
https://www.gesetze-im-internet.de/beamtvg/


Fachbereich WD 6 
 
 

 

 

 

Fachbereich WD 6 (Arbeit und Soziales) 

Wissenschaftliche Dienste Seite 2 

Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag, Unfall-Hinterbliebenenversorgung, einmalige Unfallent
schädigung, Schadensausgleich in besonderen Fällen und Einsatzversorgung im Falle eines Ein
satzunfalls im Ausland. 

Ein Beamter hat unter anderem gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BeamtVG einen Anspruch auf Ru
hegehalt, wenn er infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne 
grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienstun
fähig geworden ist. Das Unfallruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbe
züge und der ruhegehaltfähigen Dienstzeit gemäß § 4 Abs. 3 BeamtVG in Verbindung mit §§ 36 
und 37 BeamtVG berechnet.  

Ist ein Beamter infolge eines Dienstunfalls dienstunfähig und in den Ruhestand versetzt worden, 
erhöht sich der bis dahin erdiente Ruhegehaltssatz um 20 Prozent und beträgt mindestens zwei 
Drittel, höchstens aber 75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (Unfallruhegehalt). Ein er
höhtes Unfallruhegehalt (80 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der übernächsten Besoldungsgruppe) wird nur gewährt, wenn der Beamte sich bei der Ausübung 
einer Diensthandlung einer besonderen Lebensgefahr aussetzen musste und infolgedessen durch 
einen Dienstunfall dienstunfähig wird und seine Erwerbsfähigkeit um 50 vom Hundert vermin
dert ist. 

Wie auch in der gesetzlichen Unfallversicherung sind nach dem Todesfall eines Beamten dessen 
berücksichtigungsfähige Familienmitglieder abgesichert.  Ehegatten und eingetragene Lebens
partner erhalten Witwen- oder Witwergeld und Kinder des verstorbenen Beamten Waisengeld. Da 
der Anspruch der Hinterbliebenen sich vom Beamten ableitet, berechnet sich die Höhe der Un
fall-Hinterbliebenenversorgung nach den gleichen Bestimmungsgrößen, die beim zugrundelie
genden Ruhegehalt angewendet werden (§ 39 BeamtVG). Ein Anspruch auf Unfall-Hinterbliebe
nenversorgung besteht jedoch nur dann, wenn der Tod des Verstorbenen in Folge eines Dienstun
falls eingetreten ist.  
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